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Hinsichtlich der Sprache im Rechtshilfeverkehr sehen 
die Verträge mit der VRB (Art. 17) und Kuba (Art. 9) vor, 
daß sich die Organe, soweit im einzelnen nichts anderes 
geregelt ist, der eigenen Sprache bedienen. Im Vertrag mit 
der UdSSR (Art. 10) ist geregelt, daß die Organe die 
deutsche oder die russische Sprache verwenden. Die Bei­
fügung von Übersetzungen ist — außer bei Vollstreckungs­
anträgen (VRB: Art. 61 Abs. 1 Ziff. 3; UdSSR: Art 57 Abs. 1 
Ziff. 3; Kuba: Art. 45 Abs. 2 Ziff. 3) - nicht zwingend vor­
geschrieben.

Werden den Zustellungsersuchen keine Übersetzungen 
beigefügt, so ist der Empfänger, wenn er der vom er­
suchenden Organ verwendeten Sprache nicht mächtig ist, 
nicht verpflichtet, diese Unterlagen anzunehmen. Verwei­
gert er die Annahme, gilt die Zustellung als nicht bewirkt. 
Diese Rechtsfolge — eine Schutzbestimmung für den Emp­
fänger — wird erstmalig in den neuen Rechtshilfeverträgen 
ausdrücklich festgeschrieben (VRB: Art 20 Abs. 3; UdSSR: 
Art. 17 Abs. 3; Kuba: Art. 13 Abs. 2).

Neuartig ist auch die Festlegung in vorgenannten Ar­
tikeln, daß Zustellungen in Verfahren mit Prozeßbeteilig­
ten, die ihren Wohnsitz oder Aufenthalt auf dem Territo­
rium eines der Vertragsstaaten haben, im Wege der Rechts­
hilfe vorgenommen werden. Damit werden andere Arten 
der Zustellung an Prozeßbeteiligte in diesen Ländern aus­
geschlossen.

Im Vertrag mit Kuba wurde eine für die DDR neuartige 
Regelung über den Zustellungsschutz für den Verklagten 
vereinbart (Art. 14). Sie besagt, daß das Prozeßgericht 
keine Entscheidung treffen darf, bevor nicht festgestellt 
ist, daß dem auf dem Territorium des anderen Vertrags­
staates lebenden Verklagten, der sich auf das Verfahren 
nicht eingelassen hat, die zur Einleitung des Verfahrens 
zuzustellenden Schriftstücke (Klage, Ladung zum Termin) 
nach den Vorschriften des Rechtshilfevertrags rechtzeitig 
zugegangen sind, so daß er die Möglichkeit hatte, sich in 
dem Verfahren zu verteidigen. Sind seit der Übermittlung 
des Zustellungsersuchens an den Vertragsstaat des ersuch­
ten Gerichts neun Monate vergangen, kann das Prozeß­
gericht ohne Vorliegen des Zustellungsnachweises eine Ent­
scheidung treffen, sofern festgestellt wird, daß es alle Maß­
nahmen getroffen hat, damit das Ersuchen hätte erledigt 
werden können. Der Lauf der Frist beginnt mit der Über- 
gäbe des Ersuchens durch die diplomatische oder konsula­
rische Vertretung an das Ministerium für Auswärtige An­
gelegenheiten des anderen Vertragsstaates.

Hingewiesen sei weiter auf die Bestimmung über das 
Recht auf Erstattung von Reise- und Aufenthaltskosten so­
wie von Lohnausfall für Zeugen und Sachverständige 
(VRB: Art. 69; UdSSR: Art. 15; Kuba: Art. 53 Abs. 3). In 
den Verträgen mit der VRB und der UdSSR aus dem Jahre 
1958 bzw. 1957 war dieses Recht nicht ausdrücklich ge­
regelt. Das führte in der Praxis bisweilen zu Unklarhei­
ten. Die Neuregelungen verpflichten das ersuchende Ge­
richt, in der Ladung anzugeben, welche Art von Kosten den 
geladenen Personen erstattet werden. In den Verträgen mit 
der UdSSR und Kuba ist darüber hinaus festgelegt, daß 
den geladenen Personen auf ihren Antrag von dem Organ, 
von dem die Ladung ausgeht, ein Vorschuß zur Deckung der 
betreffenden Kosten gezahlt wird.4

Wie in den Protokollen über die Änderung und Ergän­
zung der Verträge über den Rechtsverkehr mit der VRP, 
der CSSR und der UVR wurde nunmehr auch in den neuen 
Verträgen eine Bestimmung über die Beachtung der 
Rechtshängigkeit vereinbart (VRB: Art. 23; UdSSR: Art. 51; 
Kuba: Art. 40). Sie betrifft den Fall, daß bei den Gerichten 
beider Vertragsstaaten zwischen denselben Beteiligten we­
gen desselben Anspruchs ein Verfahren eingeleitet wird, 
für das die Gerichte beider Staaten zuständig sind. Für 
diesen Fall ist festgelegt, daß sich das Gericht, bei dem das 
Verfahren später eingeleitet wurde, für unzuständig er­
klärt. Die Prüfung dieser Frage nimmt das Gericht von 
Amts wegen vor.

Bestimmungen über die Ehe

Alle drei Verträge enthalten eine Bestimmung über das 
auf die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für die Ehe­
schließung anzuwendende Recht (VRB: Art. 30 Abs. 1; 
UdSSR: Art. 27 Abs. 1; Kuba: Art. 22 Abs. 1). Danach be­
stimmen sich die Voraussetzungen für die Eingehung der 
Ehe für jeden Eheschließenden nach den Gesetzen desjeni­
gen Vertragsstaates, dessen Staatsbürger er ist. Nach dem 
Vertrag mit der UdSSR sind in bezug auf Ehehindernisse 
außerdem die Gesetze des Vertragsstaates einzuhalten, auf 
dessen Territorium die Ehe geschlossen wird.

Mit dieser Regelung korrespondierend, wurde die kol­
lisionsrechtliche Anknüpfung bei Nichtigkeit oder Nicht­
bestehen einer Ehe neu gestaltet: Diesbezüglich gelten die 
Gesetze des Vertragsstaates, die für die Eheschließung 
maßgeblich waren (VRB: Art. 35; UdSSR: Art. 31; Kuba: 
Art. 25).

Eine Weiterentwicklung erfuhren die Bestimmungen 
über das auf die persönlichen und vermögensrechtlichen 
Verhältnisse der Ehegatten anzuwendende Recht (VRB: 
Art. 31; UdSSR: Art. 28; Kuba: Art. 23). Neu in den Ver­
trägen mit der VRB und der UdSSR ist die Bestimmung 
über das maßgebliche Recht, wenn die Ehegatten keinen ge­
meinsamen Wohnsitz hatten. In diesem Fall sind für die 
Entscheidung über die persönlichen und vermögensrecht­
lichen Beziehungen (außerhalb eines Ehescheidungsver­
fahrens) die Gerichte beider Vertragsstaaten zuständig, 
und das angerufene Gericht wendet das Recht seines Staa­
tes an (lex fori). Ansonsten gilt bei gemeinsamer Staats­
bürgerschaft der Ehegatten in den Verträgen mit der VRB 
und Kuba vorrangig das Staatsbürgerschaftsprinzip, wäh­
rend im Vertrag mit der UdSSR hauptsächlich an das 
Wohnsitzprinzip angeknüpft wird.

Ebenso wie die Änderungs- und Ergänzungsprotokolle 
mit der VRP, der CSSR und der UVR wurden auch die 
neuen Rechtshilfeverträge um Bestimmungen über die Zu­
ständigkeit der Gerichte für die Entscheidung über die 
persönlichen und vermögensrechtlichen Beziehungen der 
Ehegatten ergänzt. In den Verträgen mit der VRB und 
Kuba sind (außer in dem bereits erwähnten Fall) vorrangig 
die Gerichte des Staates zuständig, dessen Staatsbürger­
schaft die Ehegatten besitzen, in bestimmten Fällen aber 
auch die Gerichte des Staates, auf dessen Territorium sie 
ihren gemeinsamen Wohnsitz haben (VRB: Art. 32; Kuba: 
Art. 23 Abs. 4 und 5). Im Vertrag mit der UdSSR sind 
(außer in dem bereits erwähnten Fall) jeweils die Gerichte 
des Vertragsstaates zuständig, dessen Recht anzuwenden 
ist (Art. 28 Abs. 5).

Bestimmungen über die Rechtsverhältnisse 
zwischen Eltern und Kindern

Bei Feststellung bzw. Anfechtung der Vaterschaft (in Be­
ziehungen zur VRB auch der Mutterschaft) finden einheit­
lich die Gesetze desjenigen Vertragsstaates Anwendung, 
dessen Staatsbürgerschaft das Kind mit der Geburt erwor­
ben hat. Hinsichtlich der Form bei freiwilliger Anerken­
nung der Vaterschaft gelten die Vorschriften am Ort der 
Abgabe der Anerkennungserklärung (VRB: Art. 37;
UdSSR: Art. 32; Kuba: Art. 26 Abs. 1 und 2).

Die übrigen Rechtsverhältnisse richten sich in den Ver­
trägen mit der VRB und Kuba nach den Gesetzen des 
Staates, dessen Staatsbürgerschaft das Kind besitzt (VRB: 
Art. 38; Kuba: Art. 26 Abs. 3). Nach dem Vertrag mit der 
UdSSR (Art. 33) findet in dem Fall, daß Eltern und Kind 
auf dem Territorium eines der Vertragsstaaten wohnen, 
das Recht dieses Staates Anwendung. Haben die Eltern 
ihren oder hat ein Eltemteil seinen Wohnsitz auf dem 
Territorium des einen und wohnt das Kind auf dem Ter­
ritorium des anderen Vertragsstaates, gelten die Gesetze 
des Vertragsstaates, dessen Staatsbürgerschaft das Kind 
besitzt.


